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Die GRÜNEN sind die Partei der Stunde – in Deutschland und in der Schweiz. 
Wie geht die grüne Wende?

Debattiere mit Robert Habeck (Co-Vorsitzender der Deutschen GRÜNEN) und 
Regula Rytz (Präsidentin GRÜNE Schweiz) über Verantwortung und  
Herausforderungen der GRÜNEN in Europa.

Moderation: Marionna Schlatter  
(Ständeratskandidatin GRÜNE, Kantonsrätin ZH)

Eintritt frei. Mehr Infos unter www.gruene.ch/habeck
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REKLAME

Noch nie habe er so etwas erlebt, sagte der 
grüne Ständerat Robert Cramer vor Wochen-
frist in Richtung Ruedi Noser (FDP): Mit 24 
zu 20 Stimmen entschied der Ständerat, No-
sers Antrag zu folgen und die Debatte über die 
Konzern verantwortungsinitiative auf die Win-
tersession zu verschieben. Diverse involvierte 
AkteurInnen sprechen von einem politischen 
Manöver, damit sich bürgerliche PolitikerIn-
nen vor den Wahlen nicht kritisch zur überaus 
beliebten Initiative äussern müssen. Die Empö-
rung war gross, und selbst PolitikerInnen wie 
der CVP-Ständerat Stefan Engler (GR) äusser-
ten Unverständnis. Er verwies darauf, dass alle 
Fakten bekannt seien und die 
Thematik ausreichend diskutiert 
worden sei. Es half nichts, das 
Geschäft wurde verschoben.

Noser und seinen bürger-
lichen FreundInnen ist vor allem 
die Haftungsklausel ein Dorn 
im Auge. Diese findet sich in der 
Initiative und in abgeschwächter 
Form auch im nationalrätlichen 
Gegenvorschlag wieder. Auch 
dem Bundesrat gehen die Ini-
tiative wie auch der Gegenvor-
schlag zu weit. Im August dieses 
Jahres erhielt diese bürgerliche Allianz uner-
wartete Unterstützung, als der Gesamtbun-
desrat einem Vorschlag von Justizministerin 
Karin Keller-Sutter folgte. Soweit bisher be-
kannt, beschränkt sich der neue Vorschlag auf 
eine Reportingpflicht für Konzerne und eine 
so genannte Comply-or-Explain-Regelung. Ge-
genüber der WOZ lässt das Bundesamt für Jus-
tiz durchblicken, dass lediglich die Mindest-
vorgaben der EU-Richtlinie umgesetzt werden 
sollen. Demzufolge würden die Konzerne und 
ihre Tochterfirmen für im Ausland begange-
ne Menschenrechtsverletzungen nicht haften, 
sondern müssten nur darüber berichten, wie 
sie «mit Herausforderungen im Bereich Men-
schenrechte und Umwelt» umgehen. Begeht 

eine multinationale Unternehmung mit Sitz 
in der Schweiz oder deren Tochterfirma im 
Ausland Menschenrechtsverletzungen, könnte 
sie rechtlich nicht belangt werden. Dick Mar-
ty, Kopräsident des Initiativkomitees, findet 
für dieses Vorgehen klare Worte: «Mit dem 
heutigen Entscheid ist klar: Die Mehrheit des 
Ständerats will keinen Kompromiss und sucht 
immer nach neuen Ausreden.»

Wirtschaftsstandort über alles

Die Wirtschaftsdachverbände Economiesuisse 
und Swiss Holdings frohlockten angesichts 

der jüngsten bundesrätlichen 
Einmischung in die parlamenta-
rische Diskussion. Beide warnen 
seit geraumer Zeit, dass Initiati-
ve wie auch Gegenvorschlag zu 
weit gingen und einen für die 
Wirtschaft schädigenden Allein-
gang der Schweiz darstellten. In 
einem Gutachten des Schweize-
rischen Instituts für Rechtsver-
gleichung (SIR) vom Juli wird die 
an der Universität Zürich tätige 
Professorin Christine Kaufmann 
im Bezug auf den indirekten 

Gegenvorschlag folgendermassen zitiert: «Er 
bewegt sich im Rahmen der Regelungen an-
derer Staaten, die spezifische menschen- und 
umweltrechtliche Haftungs- und Sorgfalts-
bestimmungen eingeführt haben.» Franz 
Werro, Professor für Haftpflichtrecht an der 
Universität Fribourg und an der George town 
University in Washington, geht gar noch einen 
Schritt weiter. Er schreibt, dass die Konzern-
verantwortungsinitiative wie auch der Gegen-
vorschlag eine «im internationalen Vergleich 
äusserst milde, unternehmensfreundliche Va-
riante der Geschäftsherrenhaftung» aufneh-
men. Die vor geschlagenen Regelungen seien 
bescheiden und nicht einmal eine Erweite-
rung, sondern lediglich eine Präzisierung von 

bestehendem Recht. Der Gegenvorschlag weise 
im Vergleich zur Initiative deutliche Abstriche 
auf, weshalb weitere Kompromisse gar einen 
Rückschritt hinter heute geltendes Recht be-
deuten könnten. Werro verweist darauf, dass 
dem Konzept der Geschäftsherrenhaftung die 
Logik zugrunde liegt, dass, «wer aus der Tä-
tigkeit eines anderen wirtschaftlichen Nutzen 
zieht, auch die damit verbundenen Risiken von 
Schädigungen Dritter tragen soll». Die Bemü-
hungen von Keller-Sutter und ihren Verbünde-
ten liefen diesem Prinzip zuwider. Sie gewich-
teten den Wirtschaftsstandort Schweiz höher 
als die Menschenrechtsansprüche von jenen, 
die von diesem einen Schaden davontrügen.

Inzwischen internationaler Standard

In den Augen von John Ruggie, Professor für 
Menschenrechte und internationale Bezie-
hungen in Harvard sowie Autor und Namens-
geber der Uno-Leitprinzipien für Wirtschaft 
und Menschenrechte, riskiert die Schweiz den 
Alleingang, wenn sie keine entsprechenden 
Regelungen trifft. In der «Handelszeitung» 
schreibt er mit Verweis auf vorhandene Geset-
ze in den USA, das Sorgfaltsgesetz in Frank-
reich oder die Corporate-Governance-Debat-
te auf EU-Ebene im März 2018: «Wenn die 
Schweiz in diesem Bereich einen fortschrittli-
chen Wandel einleitet, steht sie damit nicht al-
lein da. In der Tat läuft sie sonst Gefahr, inter-
national ins Hintertreffen zu geraten.» Men-
schenrechtliche Sorgfaltsprüfungen seien in-
zwischen internatio na ler Standard. Diese Mei-
nung äusserte Ruggie bereits im Oktober 2017 
in einem Brief an den Rechtsausschuss der 
Bundesversammlung, und er unterstrich sie 
danach immer wieder, zuletzt im Septem-
ber  2019. Dass «der Alleingang Schweiz» le-
diglich ein Mythos ist, ist also schon länger 
bekannt. Trotzdem wird mit allen Mitteln ver-
sucht, diesen aufrechtzuerhalten, um verbind-
liche Regeln auch in Zukunft zu verhindern.

KONZERNVERANTWORTUNG

Im Zweifel zugunsten der  Konzerne
Das Thema Konzernverantwortungsinitiative ist um ein Kapitel reicher. Bürgerliche PolitikerInnen sträuben sich, 
wider den internationalen Trend, gegen jegliche Regeln zur Haftung. Die Konzerne frohlocken.

VON LORENZ NAEGELI

Die Schweizer Wirtschaft will den Alleingang: Symbolische Aktion gegen Menschenrechtsverletzungen im Goldhandel, 2016 vor dem 
Bundeshaus.   FOTO: LUK AS LEHMANN, KEYSTONE

PIRATENPETITION 

Asyl für Snowden!
Die Piratenpartei Schweiz fordert mit einer 
Petition Asyl für den Ex-US-Geheimdienstmit-
arbeiter Edward Snowden in der Schweiz. Die 
gesetzlichen Voraussetzungen dafür wären 
erfüllt, das stellte ein Rechtsgutachten der Uni-
versität Fribourg bereits 2014 fest. Darin heisst 
es, dass die Schweiz dem Whistle blower aus 
menschenrechtlichen Gründen Schutz gewäh-
ren müsste. Snowden, der seit seiner Flucht in 
Moskau lebt, sucht bislang vergebens nach ei-
nem europäischen Land, das ihn aufnimmt. 

Snowden drohen in den USA hohe Ge-
fängnisstrafen. Weil es sich die Schweiz mit 
diesen nicht verscherzen will, bleibt die Aus-
sicht auf einen Erfolg der Petition freilich ge-
ring. Bislang sind auf der Plattform change.org 
erst knapp 2000  Unterschriften zusammen-
gekommen, die PiratInnen wollen aber wei-
tersammeln, bis es mindestens 10 000  Unter-
schriften sind.  FA
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WAS WEITER GESCHAH

Zimmermann vor Gericht
Reform  91 versteht sich als Selbsthilfeorgani-
sation von Strafgefangenen und hat sich im-
mer wieder für die Rechte von Häftlingen ein-
gesetzt. Im Frühling vor einem Jahr lancierte 
der Verein zum Beispiel eine Petition gegen 
Isolationshaft. Prägende Figur von Reform 91 
ist seit Jahren Peter Zimmermann, der selber 
dreissig Jahre  – vor allem wegen sexueller 
Handlungen mit Minderjährigen – in verschie-
denen Strafanstalten verbracht hatte.

Seit mehreren Monaten hat man nun 
aber nichts mehr von Reform  91 und Zim-
mermann gehört. Auf Nachfrage teilte seine 
Lebenspartnerin mit, er leide unter Herzpro-
blemen und habe sich den Oberschenkel ge-
brochen. Das mag stimmen. Der Hauptgrund 
war jedoch, dass Zimmermann seit Ende 2018 
in Haft sitzt. Ein heute 18-jähriger Mann be-
schuldigte Zimmermann, er habe ihm vor drei 
Jahren Alkohol verabreicht und ihn sexuell 
missbraucht. Nun hat vergangene Woche in 
Frauenfeld der Prozess stattgefunden. Laut der 
Nachrichtenagentur Keystone-SDA berichtete 
der junge Mann, wenn er Streit mit den Eltern 
gehabt habe, sei er zu Zimmermann gegan-
gen. Es habe zwei Treffen gegeben, nachdem 
er jeweils zuvor aus dem Internat abgehauen 
sei. Sie hätten jeweils geredet, und dann habe 
Zimmermann ihn gefragt, ob er ihn massie-
ren könne. Er sei von Zimmermann gedrängt 
worden, habe Angst gehabt und nicht gewusst, 
wie er mit der Situation umgehen solle. Gewalt 
sei aber keine im Spiel gewesen.

Der heute 79-jährige Zimmermann be-
stritt vor Gericht die Anschuldigungen. Das 
Gericht glaubte aber dem jungen Mann und 
verurteilte Zimmermann zu dreissig Monaten 
Haft und einer ambulanten Therapie. Weiter 
verhängte es ein zehnjähriges Verbot für Tä-
tigkeiten, bei denen er regelmässig mit Min-
derjährigen Kontakt hat. Das Gericht folgte 
damit in fast allen Punkten den Anträgen der 
Staatsanwaltschaft.

Die Frage ist, wie es nun mit dem Ver-
ein Reform  91 weitergeht. Der Berner Jurist 
Walo C. Ilg, der mit Zimmermann im Vorstand 
des Vereins sitzt, sagte gegenüber der WOZ, 
es sei eine schwierige Situation. «Wir werden 
den Verein konzeptionell und personell neu 
aufstellen müssen.»  SB

Nachtrag zu den Artikeln «‹Ich werde keine 
Ruhe geben›» in WOZ Nr. 17/18 und «Als 
man noch darüber nachdachte, warum Strafen 
nichts bringen» in WOZ Nr. 35/18.

«Die Mehrheit 
des Ständerats 
sucht immer 
nach neuen 
Ausreden.»
Dick Marty, Alt-Ständerat


